
762 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates IX. GP. 

Bericht 
des Ausschusses für· soziale Verwaltung 

über den Antrag der Abgeotdneten Grete 
Rehor, Kysela und Genossen, betreffend ein 
Bundesgesetz über die Gewährung von Soli-

derzahlungen an Kleinrentner (191/ A)~ . 

Die Abgeordneten Grete Reh 0 r, K y seI a, 
Kr a ne bit t e r, Rosa R ü· c k und Genossen 
haben in ,der 102. Sitzung des' Nationalrates am 
4. Juli 1962 einen Antrag eingebracht, durch' 
welchen Empfänger laufender Leistungen aus der 
Kleinrentnerentschädigung nach dem Bundes­
gesetz vom 18. JUli 1929, BGBl. Nr. 251, zu den 
am 1. April eines jeden Jahres fälligen Bezügen 
eine Sonderzahlung in ,der gleichen Höhe erhal­
ten sollen. 

Die 'jüngsten männlichen Personen, die in der 
Kleinrentnerentschädigung laufende Leistungen 
nach dem Kleinrentnergesetz, BGBl. Nr. 251/ 
1929, in der geltenden Fassung beziehen, stehen 
im 84. Lebensjahr, die jüng~ten weiblichen im 
79. Lebensjahr. Dieses hohe Alter der Klein­
rentner bedingt naturnotwendig Gebrechlichkeit, 
Krankheit und Pflegebedürftigkeit, wodurch 
ihnen erhöhte Ausgaben entstehen. Diese Aus­
gaben weisen mit zunehmendem Alter der Klein­
rentner eine c steigende Tendenz auf. 

Gemäß § 1 des Bundesgesetzes vom 6. Juli 
1954, BGBl. Nr. 172 (Kleinrentnergesetznoyelle 
1954), erhalten die Empfänger laufender Leistun-­
gen aus der Kleinrentnerentschädigung zu dem 

Grete Rehor 
Beridlterstatter 

am 1. Oktober eines jeden Jahres fälligen Bezug 
eine Sonderzahlung in der. gleichen Höhe. Die 
Gewährung einer weiteren Sonderzahlung am 
1. April eines jeden Jahres ist im Hinblick auf 
dashphe Alter der Kleinrentner und die damit 
verbundene Bedürftigkeit gerechtfertigt. Sie be­
deutet überdies eine Angleichung an die Sozial­
renten. 

Der durch das beantragte Bundesgesetz be­
dingte Mehraufwand beläuft sich für das Jahr 
1963 voraussichtlich auf 1'6 Millionen Schilling. 
Eine Mehrbelastung des Bundeshaushaltes gegen­
über 1962 tritt infolge des natürlichen Abfalles 
von Kleinrentnern nicht ein. 

Der Ausschuß für -soziale Verwaltung hat den 
gegenständlichen Antrag in seiner Sitzung am 
4. Juli 1962 in Beratung gezogen. Der Sitzung 
wohnte auch Bundesminister für soziale Verwal­
tung Pro k s c h bei. Außer dem Berichterstatter 
ergriffen die Abgeordneten Voll man n und 
Re gen s bur ger das Wort, worauf der Ge­
setzentwurf vom AuSschuß einstimmig ange­
nommen wurde. 

Der Ausschuß stellt somit den A n t rag, der 
Nationalrat wolle dem an g e s chI 0 s sen e n 
G es e t zen t w u r f die verfassungsmäßige Zu-
stimmung erteilen. ' 

Wien, am 4. Juli 1962 

Hillegeist 
Obmann 

). 
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Bundesgesetz vom , § 2. Die durch dieses Bundesgesetz entstehen-
betreffend die Gewährung von Sonder- den Kosten trägt der Bund. 
zahlungen an Kleinrentner (Kleinrentner­

gesetznovelle 1962).· 

Der Nationalrat hat beschlossen: 
.§ 1. Empfänger laufender Leistungen aus der 

Kleinremnerentschädigung nach dem. Bundes­
gesetz vom 1,8. Juli 1929, BGBl. Nr. 251, er:­
halten zu den am 1. April undL Oktober eines 
jeden Jahres fälligen . Bezügen eme Sonder-
zahlung in der gleichen Höhe. ' 

. § 3. (1) Dieses Bundesgesetz tritt am L Jänner 
1963 in Kraft. Mit diesem Tag verliert das Bun­
desgesetz vom 6. Juli 1954, BGBl. Nr. 172 
(Kleinrentnergesetznovelle 1954), seine Wirksam-
keit. . 

." (2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist .. das Bundesministerium für soziale Verwal­

, tu~g betraut. 
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